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A. Bericht des Abgeordneten Burgemeister 


Der Antrag der Fraktion der SPD — Drucksache 
712 — wurde in der 68. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages beraten und federführend dem Ausschuß 
für Mittelstandsfragen und mitberatend dem Wirt- 
schaftsausschuß überwiesen. 

Der Ausschuß für Mittelstandsfragen hat sich zu- 
nächst in seiner 17. Sitzung am 30. April 1959 mit 
der Vorlage befaßt und sodann dem mitberatenden 
Wirtschaftsausschuß Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben. In der 21. Sitzung vom 19. November 1959 
wurde die Vorlage vom Ausschuß für Mittelstands- 
fragen abschließend beraten. 

Von Abgeordneten der Koalitionsparteien wie 
auch der Fraktion der FDP wurden anfänglich Be- 
denken gegen die Formulierung des Antrags gel- 
tend gemacht. Es wurde vor allem darauf hinge- 
wiesen, daß der Bundesregierung bei unveränderter 
Annahme des Antrags bezüglich seiner Durch- 
führbarkeit Schwierigkeiten erwachsen müßten. , 
Dies besonders im Hinblick auf nicht greifbare | 
statistische Unterlagen. Es wurden ferner Befürch- ; 
tungen laut, daß mit dem Antrag globale Maß- 
nahmen ausgelöst werden sollten, während der 
mittelständischen Struktur entsprechend punktuelle 
Maßnahmen erforderlich seien. Es wurde eingewen- 
det, daß wegen der fließenden und nicht genau be- 
stimmbaren Übergänge innerhalb der einzelnen 
Zweige der mitteiständischen Berufe der Bericht 
der Bundesregierung ungenau sein müsse. 

Seitens der Antragsteller wurde betont, daß man 
sich der Schwierigkeiten durchaus bewußt sei. Man | 
wolle auch nichts Unmögliches verlangen. Die ini 
Antrag enthaltenen Begriffe seien lediglich als 
Arbeitstitel gedacht. 


Keineswegs sei mit dem Antrag eine Aufrollung 
des Abgrenzungsproblems im Gesamtbereich der 
Mittelschichten beabsichtigt. Unter dem Begriff 
„übriges Gewerbe" verstehe man auch die kleine 
und mittlere Industrie. Man sei sich vor allem dar- 
über im klaren, daß über einzelne der angeführten 
Punkte innerhalb des gesetzten Termins nicht um- 
fassend berichtet werden könne. Man halte es je- 
doch für unerläßlich, wenigstens über die Punkte 
unterrichtet zu werden, für die bereits jetzt ent- 
sprechendes Material vorliege. Dies besonders des- 
wegen, um offensichtlichen Benachteiligungen in 
einzelnen Zweigen der Mittelschichten abhelfen zu 
können. Dies sei bisher vor allem deswegen nicht 
möglich gewesen, weil es an dem notwendigen 
Überblick gefehlt habe, wo solche Maßnahmen er- 
folgversprechend anzusetzen seien. Wenn es der 
Bundesregierung nicht möglich sei, zu dem im An- 
trag gesetzten Termin zu berichten, oder wenn es 
zu diesem Termin nur über Teilbereiche des An- 
trags Berichtsmöglichkeiten gäbe, so möge die 
Bundesregierung eben nur über die Dinge berich- 
ten, über die sie berichten könne. Für die übrigen 
Teile müsse dann zu einem späteren von der Bun- 
desregierung zu benennenden Termin gesondert be- 
richtet werden. Die Bundesregierung solle dann 
aber anläßlich der Berichterstattung zum genannten 
Termin die gesetzlichen Maßnahmen zur Beschluß- 
fassung Vorschlägen, die zur Beschaffung des not- 
wendigen statistischen Materials erforderlich seien. 

Der Wirtschaftsausschuß, dem das Ergebnis der 
ersten Beratung im Ausschuß für Mitteistandsfragen 
mit Schreiben vom 26. Mai 1959 übermittelt wurde, 
beriet in seiner 61. Sitzung vom 12. November 1959 
über den Antrag. Er stimmte dem Antrag dem 
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Grundsatz nach zu, empfahl aber der Bundesregie- 
rung, in einem ersten bis zum 31. März 1959 zu er- : 
stattenden Bericht zu den Fragen Stellung zu ! 
nehmen, zu denen dies möglich sei. Gleichzeitig 
solle darüber berichtet werden, welche Maßnahmen 
notwendig seien, um in einem späteren Bericht ab- 
schließend Stellung nehmen zu können. Der Bericht 
der Bundesregierung solle tunlichst in Verbindung 
mit der Enquete über den Grund zur Konzentration 
in der Wirtschaft vorgelegt werden. 

Der federführende Ausschuß für Mittelstands- 
fragen stimmte in seiner 21. Sitzung am 19. Novem- 
ber 1959 dem Antrag geschlossen zu. Entgegen 
der ursprünglich geäußerten Absicht wurde davon 
Abstand genommen, den Text des Antrags anders 
zu gestalten. Zur Klarstellung wurden lediglich 
einige wenige Ergänzungen vorgenommen, die sich ; 
aus der auf der Rückseite abgedruckten Ausschuß- 


fassung ergeben. Dies besonders im Hinblick darauf, 
daß die Antragsteller von sich aus erklärten, sie 
erwarteten zum gesetzten Termin noch keinen ab- 
schließenden Bericht und seien sich darüber im 
klaren, daß zu einzelnen Teilen ihres Antrags erst 
zu einem späteren Termin Stellung genommen wer- 
den könne. 

Der Ausschuß für Mittelstandsfragen schließt sich 
dem Votum des Wirtschaftsausschusses an und 
empfiehlt, die Bundesregierung aufzufordern, den 
ersten Bericht im Zusammenhang mit der Enquete 
zur Konzentration in der deutschen Wirtschaft bis 
spätestens 31. März 1960 dem Deutschen Bundes- 
tag zu erstatten. 

Der Ausschuß empfiehlt dem Deutschen Bundes- 
tag, den Antrag in der Ausschußfassung anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 20. Dezember 1959 

Burgemeister 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

dem Bundestag einen umfassenden Bericht über die i 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Lage der in 
Handwerk, Handel, übrigem Gewerbe und den 
freien Berufen selbständig Tätigen und der bei 
diesen oder in deren Unternehmen beschäftigten 
Arbeitnehmer vorzulegen. 

Der Bericht soll insbesondere erfassen 

1. Betriebs- und Unternehmensstruktur, 

2. Betriebsvermögens-, Kapital-, Umsatz-, Ertrags- 
und Einkommensstruktur, 

3. Altersgliederung und Herkunft (auch nach dem 
Bildungsgang), 

4. Möglichkeiten der Berufswahl, -ausbildung und 
-ausübung, 

5. Möglichkeiten der Alterssicherung und tatsäch- 
liche Vorsorge für das Alter, 

6. soziale Lage und Arbeitsverhältnisse der Arbeit- 
nehmer, 

7. steuerliche und soziale Lasten, 


8. Verhältnis der Lohnkosten, der installierten 
Energie und des tatsächlichen Energieverbrauchs 
zum Umsatz. 

In jedem Falle sollen in dem Bericht die Verhält- 
nisse der genannten Gruppen und ihrer Unter- 
nehmen verglichen werden mit den Verhältnissen 
der übrigen Bevölkerungsgruppen und der Groß- 
unternehmen der einzelnen Wirtschaftszweige. Da- 
bei ist zu prüfen, ob und wie der heutige aus- 
schließlich auf den Löhnen und Gehältern beruhende 
Schlüssel der sozialen Lasten zugunsten der arbeits- 
intensiven Unternehmen geändert werden kann. 

Der Bericht soll außerdem Vorschläge enthalten 
über 

1. Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit durch Ratio- 
nalisierung und Modernisierung der Unter- 
nehmen, 

2. Sicherung der Wettbewerbsmöglichkeiten durch 
verschärfte Bestimmungen über marktbeherr- 
schende Unternehmen, 

3. gerechtere Gestaltung der Steuergeselze zur 
Vermeidung willkürlicher Wettbewerbsnachteile 
(wie bei Umsatz- und Gewerbesteuer), 

4. ausreichende Kreditversorgung zu erträglichen 
Bedingungen, 

5. Alterssicherung der selbständig Schaffenden. 


Der Bericht soll als Grundlage für ein geschlossenes 
Mittelschichten-Programm dienen. Er ist bis zum 
31. März 1960 vorzulegen. 


Bonn, den 20. Dezember 1959 

Der Ausschuß für Mittelstandsfragen 

Wieninger 

Vorsitzender 


Burgemeister 

Berichterstatter 
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